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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Die Massnahmen der Strukturpolitik sehen sich in der Regel weniger grossen
Einwänden ausgesetzt als die konjunkturpolitisch motivierten Staatsinterventionen. Die
Notwendigkeit der teilweisen Behebung der Standortnachteile von Berg- und
Randregionen wird aus staats- und raumordnungspolitischen Gründen in weiten
Kreisen anerkannt. Von den Bundesunterstützungen für Diversifikationsvorhaben in
wirtschaftlich einseitig strukturierten Gegenden profitiert nun auch das südöstliche
Bodenseeufer (Teile der Kantone St. Gallen und Thurgau). Das Schwergewicht dieser
Massnahmen entfällt aber immer noch auf die Uhrenregionen, befinden sich doch mehr
als drei Viertel der 41 bisher unterstützten Projekte in diesem Raum. Eine direkte
Massnahme zur Förderung der Uhrenindustrie – die den Bund allerdings nichts kostet –
besteht in der staatlich verbürgten Qualitätskontrolle, deren Fortführung um zehn
Jahre der Bundesrat dem Parlament vorschlägt. Weitere acht Bergregionen erhielten
durch die Genehmigung ihrer Entwicklungskonzepte die Berechtigung, finanzielle
Beihilfe gemäss dem Investitionshilfegesetz für Berggebiete (IHG) zu beziehen. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.11.1980
HANS HIRTER

Die bundesstaatliche Strukturpolitik, deren wichtigste Ziele die Verbesserung der
Infrastruktur in den Berggebieten und die Förderung der Diversifizierung und
Innovation in industriell einseitig geprägten Räumen sind, nahm ihren gewohnten
Fortgang. Längerfristig wird mit diesen Massnahmen die wirtschaftliche Erstarkung der
Randgebiete und die Verringerung der Einkommensunterschiede zwischen den
einzelnen Regionen angestrebt. Diese heute zum Teil noch beträchtlichen Differenzen
liegen nach neuesten Untersuchungen weniger in der unterschiedlichen Höhe der
Arbeitnehmerlöhne als vielmehr in der Wirtschaftsstruktur begründet. So wirkt sich
insbesondere ein hoher Anteil der Selbständigerwerbenden (Gewerbetreibende,
Landwirte) sowie eine relativ geringe Anzahl Kapitalgesellschaften negativ auf das
Niveau des Volkseinkommens aus. Ein anderer wichtiger Bestimmungsgrund für den
materiellen Entwicklungsstand stellt die Quote der im Erwerbsleben Stehenden dar. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1981
HANS HIRTER

Als Ergänzung zum Beschäftigungsprogramm ist ein vom Bunderat im Februar in die
Vernehmlassung geschicktes zweites Massnahmenpaket gedacht, die «Massnahmen zur
Stärkung der mittel- und langfristigen Anpassungsfähigkeit der schweizerischen
Wirtschaft». Bereits im Juli lag die Botschaft an das Parlament vor. Während das
Beschäftigungsprogramm auf die Stützung der Nachfrage ausgerichtet ist, will die
Landesregierung mit dieser zweiten Vorlage eine Verbesserung der
Angebotsbedingungen erreichen. Mit staatlichen Vorkehren soll der Wirtschaft die
Lösung der strukturellen Probleme erleichtert werden, die sich aus der internationalen
Wirtschaftsentwicklung sowie dem beschleunigten technischen Fortschritt ergeben.
Das geplante Anschlussprogramm gehört somit schwergewichtig in den Bereich der
Strukturpolitik. Es gliedert sich in zwei Teile. Der eine betrifft den Ausbau des
bestehenden regionalpolitischen Instrumentariums, der andere die Schaffung einer
landesweiten Innovationsrisikogarantie für kleinere und mittlere Unternehmen. Die
Verstärkung der Regionalmassnahmen besteht unter anderem in einer Revision des
Bundesbeschlusses über Finanzierungsbeihilfen zugunsten wirtschaftlich bedrohter
Regionen. Der Erlass soll – insbesondere durch die Entkoppelung der vorhandenen
Arten von Finanzhilfen, d.h. der Zinskostenbeiträge einerseits und der Bürgschaften
andererseits – flexibler gestaltet werden. Weitere Massnahmen befassen sich mit der
Berggebietsförderung. Das Investitionshilfegesetz soll abgeändert und der Hilfsfonds
aufgestockt werden. Die regionalpolitischen Vorschläge waren in der Vernehmlassung
auf breite Zustimmung gestossen. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.02.1983
REGINA ESCHER
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Die im regionalpolitischen Bereich vorgesehenen Anpassungen fanden eine weitgehend
gute Aufnahme und wurden ohne namhafte Änderungen gutgeheissen. Die wichtigste
Neuerung im Gesetz über Investitionshilfe für Berggebiete (IHG) besteht darin, dass
künftig nicht bloss die Erschliessung, sondern auch der Erwerb von Grundstücken zu
Industrie- und Gewerbezwecken durch Gemeinden oder Kantone begünstigt werden
kann. Beim Bundesbeschluss über Finanzierungsbeihilfen zugunsten wirtschaftlich
bedrohter Regionen wurde durch die Entkoppelung von Bürgschaftsgewährung und
Zinskostenbeiträgen die Hilfe flexibler gestaltet. Trotz einiger Opposition aus den
bürgerlichen Reihen drang auch der Vorschlag durch, in Zukunft
Innovationsberatungsstellen zu subventionieren. Sowohl beim IHG als auch beim
erwähnten Bundesbeschluss wurden ferner die erforderlichen Mittel aufgestockt. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.10.1984
HANS HIRTER

Das im Gegensatz zur geplanten IRG unumstrittene Investitionshilfegesetz für
Berggebiete (IHG) konnte im Berichtsjahr sein zehnjähriges Bestehen feiern, was Anlass
zu einem Rückblick bot. Rund zwei Drittel des Territoriums der Schweiz mit etwa einem
Viertel der Gesamtbevölkerung dürfen heute Beihilfen gemäss IHG in Anspruch
nehmen. Für mehr als 2'000 Infrastrukturvorhaben konnten bisher zinsverbilligte
Darlehen von gegen CHF 550 Mio zugesichert werden. Damit gelang es, in strukturell
benachteiligten Regionen ein Investitionsvolumen von ca. CHF 3.5 Mia. auszulösen. Die
Auswirkungen der Regionalpolitik und darüber hinaus auch diejenigen der Gesamtheit
der staatlichen Handlungen sind während der vergangenen acht Jahre im Rahmen des
grossangelegten Nationalen Forschungsprogramms «Regionalprobleme der Schweiz»
untersucht worden. Den spezifischen regionalpolitischen Instrumenten konnte in
diesen Analysen ein recht gutes Zeugnis ausgestellt werden. Räumliche Effekte, die
vielfach ungewollt sind, haben allerdings auch die meisten übrigen staatlichen
Handlungen zur Folge. Die Untersuchungen zeigten, dass durch diese die bestehenden
regionalen Ungleichgewichte oft noch verstärkt und damit die Ziele der Strukturpolitik
gefährdet werden.

Der 1984 vom Parlament beschlossene Ausbau der regional- und strukturpolitischen
Instrumente wurde auf den 15. April in Kraft gesetzt. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.04.1985
HANS HIRTER

Das EVD hat als letztes regionales Entwicklungskonzept dasjenige des Val-de-Ruz (NE)
genehmigt. Damit verfügen alle 54 ausgeschiedenen Bergregionen über ein vom Bund
anerkanntes Planungsinstrument, welches die Voraussetzung für die Ausrichtung von
Bundesbeiträgen im Rahmen des Investitionshilfegesetzes für Berggebiete (IHG) bildet.
Die Interessenvertreter der Berggebiete stellten an einer gemeinsamen
Pressekonferenz ihre politischen Schlüsse aus den im Vorjahr präsentierten
Ergebnissen des Nationalen Forschungsprogramms «Regionalprobleme der Schweiz»
vor und verlangten eine Neuorientierung der Regionalpolitik. Wie diese aussehen sollte,
blieb allerdings, mit Ausnahme der Forderung um Aufstockung des
Investitionshilfefonds von CHF 800 auf 1'200 Mio, noch recht unbestimmt. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1987
HANS HIRTER

Wirtschaftsordnung

Wie bereits im Vorjahr standen 1984 kaum Grundsatzdebatten über das
Wirtschaftssystem im Vordergrund. Vielmehr ging es um die Frage, von welchem
Moment an staatliche Aktivitäten und Interventionen sich negativ auf die
Entwicklungsmöglichkeiten eines grundsätzlich marktwirtschaftlichen Systems
auszuwirken beginnen. Der weitgehend graduelle Charakter dieser Kontroverse zeigte
sich in der Strukturpolitik, wo die bürgerlichen Parteien staatliche Interventionen im
Rahmen der Regionalpolitik zwar günstig beurteilten und für ausbauwürdig hielten, ein
Teil von ihnen hingegen Eingriffe zur Unterstützung der Unternehmen bei der
Entwicklung und Verwendung neuer Technologien kategorisch ablehnte. In diesem
Bereich ist ihrer Meinung nach der Wirtschaft am besten mit der Schaffung günstiger
Rahmenbedingungen, d.h. einem Abbau von fiskalischen und administrativen
Belastungen sowie einer auf die Bedürfnisse der Wirtschaft ausgerichteten
Forschungs- und Bildungspolitik geholfen.

Eine wohl nicht ganz ernst gemeinte Volksinitiative «Eigentum für alle», mit der eine
radikale Umkrempelung der Besitzverhältnisse angestrebt wurde, fand bei keiner
bekannten politischen Organisation Unterstützung und ist nicht zustandegekommen. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1984
HANS HIRTER
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